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Vortragsübersicht

1.Einleitung 

2.Vorstellung einiger ausgewählter Themen der Richtlinien und 
Diskussion anhand von Literatur und Fallbeispielen

• Über- und Unterversorgung

• Fürsorgerische Unterbringung und 
freiheitseinschränkende Massnahmen

• Fürsorgliche Täuschung und medikamentöse Täuschung

• Advance Care Planning

• Grenzen der Patientenverfügung

-> Bitte beachten: Die Richtlinien selber sind noch nicht 
verfügbar, auch nicht in ihrer Vernehmlassungsversion.    

Die angeführten Aussagen sind also NICHT direkte Zitate aus 
den Richtlinien!
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Entstehungsprozess der Richtlinien Demenz der 

Schweiz. Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW)

• 2014: Start Nationale Demenzstrategie

•-> Teilprojekt 5.1: Erarbeitung ethischer Leitlinien

•Co-Lead des Projekts durch die Schweizerische Akademie der 
Medizinischen Wissenschaften (SAMW) und die Schweizerische 
Gesellschaft für Gerontologie (SGG)

•Februar 2016: Subkommission nimmt ihre Arbeit auf

•Juni 2017: Provisorische Version der Richtlinien wird in offizielle 
Vernehmlassung gehen

•Dezember 2017: Vernehmlassung abgeschlossen, definitive 
Richtlinien etabliert.
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1. Über- und Unterversorgung

Patienten mit Demenz sollen vor Unterversorgung, aber auch vor 
Überversorgung geschützt werden. 

Unterversorgung – Beispiele

•Fehlen von demenzspezifischen Kenntnissen, von spezifisch 
geschulten Fachleuten und von demenzspezifischen Patientenpfaden 
in der ambulanten wie der stationären Versorgung (-> Demenz gar 
nicht erkannt; ungenügende Delirprophylaxe; etc)

•Zu rasche Spitalentlassungen (Fallkostenpauschale)

Überversorgung – Beispiele

•Demenz bei Planung medizinischer Interventionen (z. B. 
Herzschrittmacher) nicht erkannt resp. nicht beachtet -> Benefit wird 
zu optimistisch eingeschätzt und Belastung durch 
Therapiemassnahmen unterschätzt

•Unnötige resp. mehr schädliche als nützliche Hospitalisierungen von 
Menschen mit (fortgeschrittener) Demenz
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Notfallärzte hospitalisieren Heimbewohner in akuten Notfällen sechs 

mal häufiger als Heimärzte

Bellelli G et al (2001) The management of adverse clinical events in nursing 
homes: A 1-year survey study. J Am Geriatr Soc 49: 915-925

“There was no significant difference in 30-day mortality rates 

between those initially treated in nursing homes (22%) and those 

initially treated in hospitals (31%; P = 0.15)”

Naughton BJ et al (2000) Treatment guideline for nursing-home acquired 
pneumonia based on community practice. J AmGeriatr Soc 48: 82-88

Institutionelle Risikofaktoren resp. protektive Faktoren für 
vermeidbare Hospitalisationen aus Pflegeheimen

Risikofaktoren: 

• Kein Heimarzt vorhanden (1) 

• Fehlende Möglichkeit im Pflegeheim, rasch Laborresultate 
durchführen zu können (1, 2)

Protektive Faktoren:

• Einstellung der betreuenden Ärzte, Patienten wenn möglich im 
Pflegeheim behandeln zu wollen und eine Hospitalisation nur als letzte 
Möglichkeit vorzunehmen (2)

• Fähigkeit des Pflegepersonals, akute Veränderungen im Gesund-
heitszustand der Patienten wahrzunehmen und zu reagieren (1)

• Fähigkeit des Pflegepersonals, zielgerichtete mit Ärzten 
kommunizieren zu können (2)

(1) Ouslander JG, Lamb G, Perloe M, et al. Potentially Avoidable Hospitalizations of 
NursingHome Residents: Frequency, Causes, and Costs. J Am Geriatr Soc 2010;58:627-
635.

(2) Young Y et al (2010) Factors Associated with Potentially Preventable Hospitalization 
in Nursing Home Residents in New York State: A Survey of Directors of Nursing. J Am 
Geriatr Soc 2010;58:901–907
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Delirprophylaxe bei älteren Menschen auf der Unfallchirurgie: 

kontinuierliche Betreuung von Hochrisikopatienten durch eine 

konstante Bezugsperson

Gurlit S, Möllmann M (2008) How to prevent perioperative delirium
in the elderly?  Z Geront Geriatr 41:447-452

"Geriatric nurses became part of the team in the perioperative 

setting, giving psychological support and being a continuous 

companion to the patient and his/her proxies. The low incidence 

of delirium in elderly surgical patients resulting from our efforts 

indicate that - for this setting in a general hospital - the strategy 

was effective for the prevention of delirium."

2. Fürsorgerische Unterbringung (FU) und 
freiheitseinschränkende Massnahmen (FeM) 

• Eine Unterbringung in einem Pflegeheim muss notwendig 
(medizinisch indiziert), proportional zur Schwere der Gefährdung 
und die am wenigsten belastende Alternative sein. 

• Ist ein demenzkranker Mensch mit der Unterbringung in einer 
Institution nicht einverstanden, soll die KESB beigezogen werden. 
Diese kann dann gegebenenfalls eine fürsorgerische 
Unterbringung (FU) anordnen. Eine vorläufige Unterbringung kann 
je nach Kanton auch durch einen Arzt angeordnet werden. 

• Freiheits- resp. bewegungseinschränkenden Massnahmen sollen 
nur als letztes Mittel eingesetzt werden (Prinzip der Verhältnis-
mässigkeit). In jedem Fall muss die Vertretungsperson darüber 
informiert werden.
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Die Freiheit, unvernünftige Entscheidungen zu treffen... 

Die Freiheit, unvernünftige Entscheidungen zu treffen... 
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Fallbeispiel Frau Z 1931

- Zuweisung der 85-jährigen Patientin ins Spital Y. mit Ambulanz 

nach Ofenbrand und Verdacht auf Rauchgasinhalation. Pat. wohnt 

alleine in Bauernhaus mit Holzofen, wollte sich in diesem Ofen 

Kaffee machen und vergass diesen schliesslich. Nachdem Rauch 

aufkam, lief sie selber aus dem Haus, um Hilfe zu holen. Bereits vor 

einem halben Jahr hatte Pat. ein Kirschkernkissen im Ofen 

vergessen. 

- Im Spital klinisch und laborchemisch keine Anzeichen einer 

Rauchvergiftung.

- Anamnestisch und klinisch dementielle Entwicklung, MMS 24/30 

Punkte.

- Patientin möchte zurück nach Hause!

Fallbeispiel Frau Z (Fss)

- Sozial: „Pat. ist verwitwet, keine Kinder. Lebt alleine. Bis jetzt 

noch selbständig. Hat 4 Katzen. Nachbarin hilft hin und wieder 

beim Staubsaugen. Beistand: Frau S.V. (Sozialarbeiterin). Keine 

Spitex aktuell. Hat einen Alarmknopf.“

- Pat. hat zwei Schwestern. Schwester A ist zusammen mit ihrem 

Sohn entschieden der Meinung, dass der Patientin eine Rückkehr 

nach Hause ermöglicht werden müsse. Schwester B ist zusammen 

mit der Beiständin ebenso entschieden der Meinung, dass eine 

Rückkehr der Patientin nach Hause zu gefährlich sei. 
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Fallbeispiel Frau Z (Fss)

2 Wochen später Entlassung ins Pflegeheim:

- „Aufgrund der wiederholten Gefahrensituation eines Brandes, der 

vernachlässigten körperlichen und häuslichen Hygiene-Situation, 

des pflegerischen Aufwandes stationär, sowie aufgrund des 

maroden Zustandes des Hauses mit Holzofen haben wir unter dem 

Aspekt der progredienten Demenz für die Patientin einen Heimplatz 

im Seniorenheim organisiert.“ 

- „Sollte die Patientin nicht im Pflegeheim bleiben wollen, besteht 

aus medizinischer Sicht aktuell kein Grund für einen fürsorglichen 

Freiheitsentzug.“

Fallbeispiel Frau Z (Fss)

- Im Pflegeheim (offen Abteilung): Patientin betont wiederholt, dass 

sie nicht im Pflegeheim bleiben wolle. Pat. ist teilweise verwirrt und 

zeigt räumliche Orientierungsschwierigkeiten.

- Schwester A möchte sie für einen Urlaub zu sich nach Hause 

nehmen. Auf Druck von Schwester B und Beiständin wird das am 

Wochenende von der Pflege verhindert und in der folgenden 

Woche der Heimarzt eingeschaltet.
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Fallbeispiel Frau Z (Fss)

Nach diversen Gesprächen einerseits mit Schwester A und Neffe, 

andererseits mit Schwester B und Beiständin wird entschieden: 

(1) Der Patientin und ihrer Schwester A und Neffe wird von Arzt und 

Betreuungsteam klar geraten, dass Frau Z. im Pflegeheim bleiben sollte.

(2) Gleichzeitig wird Schwester B und der Beiständin gegenüber klar 

vertreten, dass die Patientin nicht gegen deren Willen im Pflegeheim 

behalten werden kann, und dass für einen fürsorgerischen Freiheitsentzug 

in eine psychiatrische Klinik keine Handhabe besteht.

(3) Es wird sichergestellt, dass die Vormundschaftsbehörde resp. 

Erwachsenenschutzbehörde eingeschaltet wurde (wurde von Beiständin 

bereits gemacht).

Häufigkeit der Verhaltensstörungen bei Demenz (BPSD)

über einen Verlauf von 5.3 Jahren

Steinberg M et al (2008) Point and 5-year period prevalence of 

neuropsychiatric symptoms in dementia: the Cache County Study

• Wahnvorstellungen: 18% -> 35%

• Halluzinationen: 15 -> 24

• Erregung / Aggression: 13% -> 24%

• Depression / Dysphorie: 29% -> 47%

• Apathie: 20% -> 51%

• Angst: 14% -> 32%

• Enthemmung: 2% -> 15%

• Reizbarkeit: 17% -> 27%

• Motorische Unruhe: 7% -> 29%
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Massnahmen bei Verhaltensstörungen bei Demenz (BPSD)

Im Vordergrund stehen nicht-medikamentöse Massnahmen 

• Psychosoziale Interventionen: Psychoedukation, Sozialberatung

• Pflegerische Interventionen: Fallgespräche, Validation, 

Bewegungsförderung, etc. 

• Ggf psychologisch-psychotherapeutische Verfahren

Pharmakotherapie ist dennoch oft nicht zu umgehen. Eingesetzt 

werden neben spezifischen demenzmildernden Medikamenten 

(Antidementiva) diverse Substanzen wie Antidepressiva, 

Antiepileptika, Neuroleptika, etc. 

Savaskan E et al (2014) Empfehlungen zur Diagnostik und Therapie der 

behavioralen und psychologischen Symptome der Demenz (BPSD).

Praxis 103(3):135-148. 

3. Fürsorgliche Täuschung und medikamentöse Täuschung

•Der Einsatz von Gegenständen, die eine virtuelle Realität 
simulieren (z.B. fiktive Bushaltestelle in einem geschlossenen 
Demenzgarten; künstliches Bahnabteil, vor dessen Fenster durch 
Film projizierte Landschaften vorbeiziehen; Spielzeug-robbe Paro) 
kann gerechtfertigt sein, wenn dadurch die Lebensqualität des 
Patienten mit Demenz verbessert und/oder die menschliche 
Interaktion zwischen Betreuenden und Demenzerkrankten 
erleichtert und intensiviert wird.  

•Medikamentöse Täuschung: Eine Medikamentenkaschierung 
(„Underschmuggle“) bei einem urteilsfähigen Patienten darf nur 
vorgenommen werden, wenn die Medikamente dringend benötigt 
werden und weniger einschneidende Massnahmen nicht 
erfolgversprechend sind. In jedem Fall ist dazu die Zustimmung der 
gesetzlichen Vertretungsperson einzuholen. 
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Themenfeld 4: Advance Care Planning

Patienten mit Demenz sollen auf das Erstellen einer Patienten-
verfügung (PV) angesprochen werden. Immer wichtig ist eine 
vorausschauende Betreuungsplanung (Advance Care Planning). 

• Advance Care Planning geht eher von einem kontinuierlichen 
Entscheidungsprozess als von einer punktuelle Festlegung wie in 
der Patientenverfügung aus. ACP ist damit flexibler gegenüber sich 
ändernden Behandlungspräferenzen als die Patientenverfügung.

• Advance Care Planning setzt eher auf einen Dialog zwischen 
Patienten, Angehörigen, Arzt und Betreuungsteam als auf 
einseitige Verordnungen von Patientenseite. Letztere erweisen sich 
in der Realität oft als zu unspezifisch, unklar oder unrealistisch.

• Ist ein Patient nicht mehr urteilsfähig, kann keine Patienten-
verfügung mehr erstellt werden. Im Rahmen des Advance Care 
Planning können jedoch zusammen mit den Vertretungspersonen 
Behandlungspläne inkl. Notfallplanung ausgearbeitet werden.
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Themenfeld 5: Grenzen der Patientenverfügung

In einer Patientenverfügung kommt dem Patienten ein weit 
gehendes Abwehrrecht gegenüber nicht erwünschten 
medizinischen Massnahmen zu. 

ABER: Gewisse elementare Massnahmen der Betreuung können 
in einer PV nicht verbindlich zurückgewiesen werden. 

•Es kann nicht in einer PV eingefordert werden, dass bei schwerer 
Demenz keine Nahrung und Flüssigkeit mehr angeboten werden 
sollte, um zu verhungern oder zu verdursten.
•

•Es kann nicht in einer PV eingefordert werden, dass sämtliche 
Betreuungsmassnahmen eingestellt werden sollten mit dem Ziel, 
an den Folgen des Betreuungsmangels zu sterben (z.B. durch 
Erfrieren). 

Fallbeispiel Frau F 1928: Ernährung bei fortgeschrittener Demenz

Anfangs April 2015 Anfrage für eine klinisch-ethische Fallbesprechung 

von einem Pflegeheim in folgender Situation:

- Pat. Frau N.F. geb. 1928, dementielle Entwicklung seit 7 Jahren, seit 3 

Jahren im Alters- und Pflegeheim

- Aktuell Demenz weit fortgeschritten, Pat. erkennt Angehörige nicht 

mehr, ist kaum mehr aus dem Bett mobilisierbar.

- Pat. nimmt nur noch sehr wenig Nahrung und Flüssigkeit zu sich, 

verliert an Gewicht (aktuell 38 kg).

- Pflege bietet Nahrung (in Breiform) und Flüssigkeit (eingedickt) immer 

wieder an, manchmal nimmt Patientin einige Schlucke Nahrung oder 

Flüssigkeit zu sich, manchmal dreht sie Kopf weg und hält Mund 

geschlossen.
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Fallbeispiel Frau F (Fss): 

- Bereits früher wurde geklärt: REA nein, keine lebensver-

längernden medizinischen Massnahmen (z. B. Keine Antibiose 

im Falle einer Pneumonie), keine forcierte Mobilisation. Keine 

PEG, situatives Ablehnen von Nahrungs- und 

Flüssigkeitsaufnahme wird vom Pflegeteam akzeptiert.

-> Sohn wünscht nun, dass der Mutter keine Nahrung mehr 

angeboten werden solle, weil „die Mutter sich sicher nie 

gewünscht hätte, in einer solchen Situation weiterleben zu 

müssen“.

Fallbeispiel Frau F: 

Resultat der Fallbesprechung - Beschluss

Pflegeteam und Heimleitung bleiben dabei, dass das vom Sohn 

eingeforderte Einstellen des Anbietens von Nahrung und 

Flüssigkeit kaum dem mutmasslichen Willen der Patientin 

entspricht, dass es dem Fürsorge- und dem Nichtschadensprinzip 

widerspricht und nicht mit den pflegerischen Grundsätzen des 

Heims vereinbar ist.

- Sohn bleibt bei der Ansicht, dass das Anbieten von Nahrung und 

Flüssigkeit dem mutmasslichen Willen seiner Mutter widerspricht.

- Sohn kann aber die Haltung des Pflegeheims dennoch 

akzeptieren und spricht diesem sein Vertrauen aus. 
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Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!


